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1. VERFAHREN 

1.1. Übersicht der Verfahrensschritte 

 

Verfahrensschritt Datum 

Information/Anhörung Ortsbeirat Südliche Innenstadt gem. § 75 (2) GemO 
am 

20.01.10 

Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 19.04.10 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im Amtsblatt 
33/2010 am 

05.05.10 

Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie wesentliche Auswirkungen der Planung (gem. § 13a (3) Nr. 2 
BauGB) 

12.05.10 
bis 

26.05.10 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (gem. 
§ 4 (2) BauGB) mit Schreiben vom 

 

Offenlagebeschluss am  

Ortsübliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt ……. am  

Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom 
 

bis 
 

Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am  

 
 
 
1.2. Anmerkungen zum Verfahren 

Der Bebauungsplan Nr. 630 „Nahversorgung Knollstraße“ dient der Innenentwicklung im 
Sinne von § 13a BauGB. Er erfüllt, da er durch Festsetzung einer Grundflächenzahl 
(GRZ) in der Summe eine Grundfläche von weit weniger als 20.000 m² als Obergrenze 
bestimmt, die Voraussetzungen des § 13a (1) Nr. 1. BauGB. 
Entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen werden somit die Verfahrenserleichterun-
gen nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 + 3 BauGB in Anspruch genom-
men. 
 
Die Erstellung eines Grünordnungsplanes nach § 11 BNatSchG ist nicht notwendig, da 
einerseits im Sinne § 1a (3) Satz 5 BauGB / § 13a (2) Nr. 4 BauGB formell kein Ausgleich 
erforderlich ist und auch faktisch mit der Realisierung des Vorhabens keine Verschlechte-
rung des Naturhaushaltes/des Landschaftsbildes einhergeht. Zudem werden die Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei dem Vorhaben beachtet und insbeson-
dere konkrete Begrünungsmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt. 
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2. ALLGEMEINES 

2.1. Rechtsgrundlagen 

 

 

 

2.2. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus dem beigefügten 
Lageplan (vgl. Anlage in Kapitel 8.1). Es handelt sich hierbei um Grundstücks-
flächen, die die Vorhabenträgerin von der Fa. Abbott erwerben wird bzw. wel-
che sich bereits in ihrem Eigentum befinden (Grundstücke mit den Flurstück-
Nrn. 3292/5, 3292/4, 3370/20, 3286 sowie Teile der Grundstücke mit den Flur-
stück-Nrn. 3279/10, 3279/17 und 3285/2 in der Gemarkung Mundenheim). Die 
Fa. Abbott hat zugesichert, dass die Vorhabenträgerin über die Grundstückstei-
le, die sich derzeit noch in deren Eigentum befinden, im Laufe des Jahres 2010, 
bzw. vor Rechtskraft des Bebauungsplanes die Verfügungsgewalt durch einen 
beurkundeten Kaufvertrag erhalten wird. 
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3. PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND –GRUNDSÄTZE 

3.1. Planungsanlass/städtebauliches Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB 

Die Vorhabenträgerin Frau Anne Huhn beabsichtigt auf dem Areal westlich des 
bestehenden Lebensmitteldiscounters mit Backshop (Netto) an der Knollstraße 
ein Gebäudekomplex (vgl. Anlage in Kapitel 8.2) mit einem Fachmarkt für Tier-
nahrung und –zubehör (Fressnapf), einem Drogeriemarkt (DM) sowie einem 1-
EURO-Discountmarkt (Tedi) inklusive Kundenparkplatz, im Sinne eines Nah-
versorgungszentrums, zu errichten. 
Sie hat aus diesem Grunde bei der Stadt mit Schreiben vom 03.02.2010 einen 
Antrag auf Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gestellt. 
 
Um eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu sichern und zu gewährleis-
ten, dass sich das Projekt auch zukünftig nicht negativ auf zentrale Versor-
gungsbereiche auswirkt, ist die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan erforderlich, welcher insbesondere Reglungen zur Art und zum Maß 
der der baulichen Nutzung treffen soll. 
 
 
 
3.2. Planungsziele und –grundsätze 

In dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird durch entsprechende Fest-
setzungen folgende eingeschossige Bebauung planungsrechtlich ermöglicht 
bzw. abgesichert (vgl. Anlage in Kapitel 8.2 und 8.3): 
 

� ein Drogeriemarkt mit 703 m² Verkaufsfläche, 
� ein Tierfachmarkt mit 658 m² Verkaufsfläche, 
� ein 1-EURO-Discountmarkt mit 426 m² Verkaufsfläche sowie 
� ein Lebensmitteldiscounter (inkl. 38 m² Backshop) mit 813 m² Verkaufs-

fläche (beides bereits Bestand). 
 
Die Warenanlieferung der Märkte (außer des Backshops) erfolgt von Norden 
über die Bleichstraße, um Anlieferungslärm durch LKW's von der benachbarten 
Wohnnutzung fernzuhalten. 
 
Die Kundenzufahrt zum mit Bäumen überstellten Parkplatz mit 134 Stellplätzen 
(72 Stellplätze derzeit bereits im Bestand) erfolgt weiterhin von Süden über die 
Knollstraße. 
 
 
 
4. VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLA-
NUNG 

4.1. Regional- und Landesplanung  

Zur Abklärung, ob die Ziele der Regional- und Landsplanung eingehalten wer-
den, hat die SGD Süd mit Schreiben vom 09.06.10 eine vereinfachte raumord-
nerische Prüfung des Vorhabens gem. § 18 Landesplanungsgesetz eingeleitet. 
Das Ergebnis wird jedoch nicht vor der 31. KW erwartet, wobei derzeit davon 
ausgegangen werden kann, dass das Vorhaben nicht in Frage gestellt wird oder 
die SGD Süd Auflagen formuliert (vgl. auch Ausführungen in Kapitel 6.1). 
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4.2. Flächennutzungsplanung 

Der Flächennutzungsplan '99 der Stadt Ludwigshafen stellt für diesen Bereich 
eine gewerbliche Baufläche dar. 
Nach § 13a (2) Nr. 2. BauGB wird der Flächennutzungsplan im Wege der Be-
richtigung angepasst, da durch die Darstellung einer Sonderbaufläche für Nah-
versorgung die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes 
nicht beeinträchtigt wird (vgl. auch nachfolgende Ausführungen zur Einzelhan-
delskonzeption sowie Ausführungen in Kapitel 6.1). 
 
 
4.3. Einzelhandelskonzept  

Gemäß Einzelhandelskonzeption 2003 sollen Lebensmittelanbieter in Stadtteil-
zentren oder am Ortsteilrand, gut erreichbar für möglichst alle Verkehrsteilneh-
mer angesiedelt werden. Diese Anforderungen erfüllt dieser Standort durch 
seine direkte Nachbarschaft zu verdichteten Wohnquartieren im Stadtteil Süd 
und ist daher auch geeignet eine Funktion als Nahversorgungszentrum zu erfül-
len. 
In der derzeit fortzuschreibenden Einzelhandelskonzeption wird geprüft, ob die-
ser Standort als Teil des zentralen Versorgungsbereichs vom Stadtteil Süd 
ausgewiesen werden kann. 
 
 
 
 
 
5. BEGRÜNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN UND HINWEI-
SEN (vgl. Anlage in Kapitel 8.3)  

5.1. Art der baulichen Nutzung 

Als Art der baulichen Nutzung wird ein Sondergebiet Nahversorgung mit ab-
schließender Nennung der zulässigen Nutzungen und den dazugehörigen 
Obergrenzen der Verkaufsflächen festgesetzt. Hierdurch wird sichergestellt, 
dass die von der Vorhabenträgerin beantragten Einzelhandelsnutzungen zuläs-
sig sind und keine Nutzungen realisiert werden können, die städtebaulich bzw. 
raumordnerisch nicht vertretbar sind. 
 
Verkaufsflächen im Sinne dieser Festsetzung sind alle Flächen, die für den 
Verkauf von Waren bestimmt sind, also alle zum Zweck des Verkaufs den Kun-
den zugänglichen Flächen. Dazu zählen auch die zugehörigen Gänge, Trep-
pen, Kassenzonen, Eingansbereiche, Standflächen für Einrichtungsgegenstän-
de, wie Tresen, Kassen, Regale und Schränke. Weiterhin sind auch diejenigen 
Bereiche, die aus Gründen der Hygiene oder Sicherheit (Kassen, nicht verpack-
te Fleisch-, Wurst- und Käsebestände) von den Kunden nicht betreten werden 
dürfen, die aber den Verkaufsvorgängen dienen und noch nicht zum Lager ge-
hören sowie der Bereich nach der Kassenzone, in dem die Waren eingepackt 
und sonstige Nachbearbeitungsmaßnahmen getroffen werden können, Ver-
kaufsflächen. 
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5.2. Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundfläche/Grundflächenzahl, 
die maximale Gebäudehöhe sowie der Anzahl der Vollgeschosse definiert und 
ermöglicht die Realisierung der durch die Vorhabenträgerin beantragten Nut-
zung. 
 
GRZ 
Dabei wird abweichend von den Obergrenzen des § 17 BauNVO eine GRZ=0,9 
festgesetzt. Dies begründet sich aus der Vorbelastung des Grundstückes durch 
Auffüllungen mit Fremdbeimengungen und den daraus resultierenden PAK- und 
vereinzelt festgestellten Schwermetallbelastungen, die eine weitestgehende 
Versiegelung des Geländes gebieten und z.B. auch eine gezielte Versickerung 
von Niederschlagswasser ausschließen. Die Überschreitung der Obergrenze 
nach BauNVO von 0,8 wird dabei lediglich für untergeordnete Nutzungen bzw. 
Nebenanlagen (im konkreten Falle die Stellplatzanlage) und nicht für die 
Hauptnutzung zugelassen. 
 
Maximalgebäudehöhe 
Die maximale Gebäudehöhe wird mit 101m ü.N.N. festgelegt und ermöglicht 
somit die geplanten eingeschossigen Gebäude mit bis zu rund 7 m Höhe über 
dem Parkplatzniveau. 
 
Anzahl der Vollgeschosse 
Durch die Beschränkung der Anzahl der Vollgeschosse auf I wird zusammen 
mit der Regelung zur maximalen Gebäudehöhe sichergestellt, dass es zu kei-
nen Maßstabssprüngen innerhalb des Baugebietes kommt und sich die Bau-
vorhaben harmonisch zusammenfügen. 
 
 
5.3. Baufenster 

Das Baufenster, innerhalb dessen die Einkaufsmärkte errichtet werden dürfen, 
wird durch Baugrenzen definiert. Es entspricht weitestgehend der geplanten 
Gebäudeumgrenzung nebst Teilen der Anlieferzufahrten. 
 
 
5.4. Schallschutzmaßnahmen 

Es werden Regelungen für Lüftungs-, Kälte – und Heizungsanlagen getroffen, 
um die lärmtechnische Verträglichkeit mit benachbarten schutzbedürftigen Nut-
zungen zu gewährleisten. 
(vgl. auch Ausführungen in Kapitel 6.3) 
 
 
5.5. Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-

gen 

Im Bebauungsplan sind Regelungen zu den vorzunehmenden Baumpflanzun-
gen getroffen worden. Die Baumstandorte sind im Bebauungsplan festgesetzt. 
Die Anzahl der zu pflanzenden Bäume bezieht sich auf die Stellplatzzahl und 
darf nicht reduziert werden. Die Baumpflanzungen sind aus siedlungsökologi-
schen und gestalterischen Gründen (Mikroklima, Ortsbild) geboten.  
Insgesamt ist ein Eingriffsausgleich gem. § 1a (3) Satz 5 BauGB allerdings nicht 
erforderlich, da die Eingriffe in Natur und Landschaft bereits in der Vergangen-
heit erfolgt sind bzw. zulässig waren. 
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5.6. Unbebaute Grundstücksflächen 

Um gestalterische Defizite und auch Belästigungen von benachbarten Nutzun-
gen (z.B. durch Lärm oder Geruch) zu vermeiden, wird klargestellt, dass die 
unbebauten Grundstücksflächen nicht zur Lagerung von Waren, Abfällen etc. 
genutzt werden dürfen. 
 
 
5.7. Werbeanlagen (örtliche Bauvorschrift) 

Im Bebauungsplan wurden nach § 88 (1) LBauO Festsetzungen zur äußeren 
Gestaltung von Werbeanlagen getroffen, um ein möglichst homogenes, anspre-
chendes Gesamtbild innerhalb des Nahversorgungszentrums zu sichern. Es 
wird dabei von dem Grundsatz ausgegangen, dass Werbeanlagen nur an der 
Stätte der Leistung zulässig sind. "Aggressive" und von der Allgemeinheit als 
störend empfundene Werbeanlagen, wie stark strahlende/blendende oder blin-
kende Anlagen werden ebenso ausgeschlossen wie Werbeanlagen, die Geräu-
sche verursachen können, die die benachbarte Wohnnutzung stören können 
(Fahnenmaste) oder Werbeanlagen, die "billig" aussehen (z.B. Planen und 
Transparente) und den Einzelhandelsstandort abwerten können. 
 
 
5.8. Dächer (örtliche Bauvorschrift) 

In Anlehnung an den bereits vorhandenen Netto-Markt wurde für das Gesamt-
gebiet Fachdächer vorgeschrieben, um ein harmonisches Gesamtbild des Nah-
versorgungszentrums zu gewährleisten. 
 
 
5.9. Zahl der notwendigen Stellplätze (örtliche Bauvorschrift) 

Bei der Festsetzung der Zahl der notwendigen Stellplätze wurde auf die Verwal-
tungsvorschrift "Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze für Kraftfahr-
zeuge (vom 24.07.2000, MinBl. S. 231) zurückgegriffen. Die im Bebauungsplan 
angegebene Stellplatzzahl wurde in Anlehnung an den Stellplatzschlüssel für 
großflächige Einzelhandelsbetriebe festgelegt. Dabei wurde an die Untergrenze 
von 1 Stellplatz/20 m² Verkaufsfläche gegangen, da eine gute Anbindung an 
den öffentlichen Personennahverkehr in rund 200 m besteht (Straßenbahnhal-
testelle der Linie 6 "Wittelsbachplatz) und auch mit dem Haltepunkt Ludwigsha-
fen Mitte der Anschluss an das Bahnnetz (S-Bahn) in nicht unverhältnismäßig 
großer Entfernung besteht.  
 
 
5.10. Überschwemmungsgefährdung (Hinweis) 

(§ 9 Abs. 6a BauGB) 
Durch den Hinweis wird klargestellt, dass trotz der vorhandenen Vorkehrungen 
zum Hochwasserschutz entlang des Rheins eine Überflutung des Plangebietes 
nicht ausgeschlossen ist. Es lässt sich daraus kein Schadensersatzanspruch 
sowie kein Anspruch auf Verstärkung oder Erhöhung der Hochwasserschutzan-
lagen ableiten. 
Zur Reduzierung des Schadenspotentials ist die Bauweise/Nutzung der Ge-
fährdungslage entsprechend anzupassen. Hier wird auf die einschlägige Litera-
tur verwiesen: 

• Hochwasserhandbuch Leben, Wohnen und Bauen in hochwasserge-
fährdeten Gebieten (Hrsg.: MUF, Mainz 1998; www.wasser.rlp.de) 

• Hochwasserschutzfibel – Planen und Bauen von Gebäuden in hoch-
wassergefährdeten Gebieten (Hrsg.: Bundesministerium für verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen, Berlin 2003, 4. aktualisierte Auflage; 
www.bmvbw.de) 
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• Leitfibel vorbeugender Hochwasserschutz (Hrsg. Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung, Bonn 1998) – bereits vergriffen 

• Hochwasserfibel – Bauvorsorge in hochwassergefährdeten Gebieten 
(Hrsg. MURL Düsseldorf 1999; www.lua.nrw.de )  

 
 
5.11. Barrierefreies Bauen (Hinweis) 

Um den Belangen mobilitätseingeschränkter Menschen gerecht zu werden, wird 
ein entsprechender Hinweis bezüglich des barrierefreien Bauens aufgenom-
men. 
 
 
5.12. Umgang mit dem Niederschlagswasser (Hinweis) 

Gemäß Landeswassergesetz ist das Niederschlagwasser vorrangig am Ort des 
Anfalls zu versickern oder zu verwerten, soweit dies mit vertretbarem Aufwand 
möglich ist. Gegebenenfalls sind im Rahmen des Überflutungsnachweises nach 
DIN 1986-100 schadlos überflutbare Flächen nachzuweisen. Im konkreten Fall 
scheidet eine Versickerung jedoch weitestgehend aus, da nicht davon ausge-
gangen werden kann, dass die Böden unbelastet sind. Falls Niederschlagswas-
ser versickert werden soll, ist jedoch eine Freimessung des Sickergeländes 
erforderlich. 
 
 
5.13. Bodendenkmalpflege (Hinweis) 

Zur Klarstellung, dass die Regelungen des Denkmalschutzgesetzes zu beach-
ten sind, wird ein entsprechender Hinweis aufgenommen. 
 
 
5.14. Bodenschutzrechtliche Auflagen (Hinweis) 

 
Da in dem Areal in der Vergangenheit prinzipiell Geländeauffüllungen mit 
Fremdbeimengungen vorgenommen wurden und PAK- und vereinzelt Schwer-
metallbelastungen festgestellt wurden (vgl. auch Ausführungen in Kapitel 6.2), 
sind die bodenschutzrechtlichen Auflagen der SGD-Süd zu beachten. 
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6. RAHMENBEDINGUNGEN UND AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

6.1. Auswirkungen auf den Einzelhandel 

Die Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH (GMA) hat für das Vor-
haben eine "Auswirkungsanalyse zur Ansiedlung eines Nahversorgungszent-
rums in Ludwigshafen" (Mai 2010) erstellt. Es wurde dabei untersucht, welche 
Auswirkungen durch das Vorhaben auf die Ludwigshafener Innenstadt bzw. auf 
die Nahversorgung von Ludwigshafen und ggf. auch auf die Umlandkommunen 
zu erwarten sind. Dieses Gutachten diente auch als Grundlage für die informel-
le raumordnerische Prüfung. 
 
Bezüglich der Umsatzumverteilungen kommt der Gutachter zu dem Ergebnis, 
dass die Ansiedlung des Drogeriemarktes (DM) zu einer Umsatzumverteilung 
von max. 8-9% führen würde (nach allgemeiner Rechtsauffassung ist eine mehr 
als unwesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche erst dann zu 
erwarten, wenn durch ein Vorhaben mehr als 10 % des Einzelhandelsumsatzes 
vor Ort umverteilt werden). Von den Auswirkungen betroffen sein wird hierbei 
der sich südlich des Standortes befindliche Schlecker Drogeriemarkt, welcher 
hinsichtlich seiner Verkaufsflächendimension, seiner Warenpräsentation und 
durch die Streulage abseits von Hauptverkehrsachsen als nicht mehr wettbe-
werbsfähig einzustufen ist. Ein Marktaustritt dieses Anbieters ist wahrscheinlich, 
wobei darauf hinzuweisen ist, dass der Anbieter Schlecker derzeit kleinere Filia-
len ohnehin schließt, um auf ein neues Geschäftskonzept (Schlecker XXL) um-
zustellen. Mittelfristig ist nach Einschätzung des Gutachters somit im gesamten 
Einzugsgebiet davon auszugehen, dass – unabhängig von der Realisierung des 
Vorhabens an der Knollstraße – einige Schleckerfilialen schließen bzw. durch 
andere Standorte ersetzt werden. 
Im weiteren Einzugsgebiet des Vorhabens (Zone II) verteilen sich die Wettbe-
werbswirkungen auf zahlreiche wettbewerbsfähige Anbieter. Hier sind Umver-
teilungswirkungen zwischen 2-3% zu erwarten, sodass Betriebsabschmelzun-
gen mit daraus resultierender Auswirkung auf bestehende zentrale Versor-
gungsbereiche nicht zu erwarten sind. 
 
Durch die Ansiedlung eines Marktes für Heimtierbedarf (Fressnapf) sind Um-
satzumverteilungen zwischen 1 und 2% zu erwarten. Diese richten sich über-
wiegend auf betriebstypische Wettbewerber (z.B. Zoo Kölle) sowie auf die 
Baumärkte und SB-Warenhäuser, welche Heimtierbedarf im Teilsortiment an-
bieten. Jedoch ist hier die Mehrzahl der relevanten Anbieter in dezentralen 
Standortbereichen angesiedelt, sodass eine Schädigung von zentralen Versor-
gungsbereichen auszuschließen ist. Die im Stadtgebiet verteilten kleinflächigen 
Anbieter (Zoo Teske, der Tierprofi) werden zwar mit Umsatzverlusten zu rech-
nen haben, jedoch ist nicht mit Betriebsschließung zu rechnen. 
 
Bei der Ansiedlung eines 1-€-Marktes (TEDI) ist anzunehmen, dass überwie-
gend Auswirkungen auf andere 1-€-Nonfooddiscounter und Sonderpostenmärk-
te zu erwarten sind (die städtebaulichen Auswirkungen sind aufgrund der Cha-
rakteristik des Angebots – Stichwort: ständig wechselnde Sortimente – nur be-
grenzt abschätzbar). Die Umsatzumverteilungseffekte bewegen sich bei den 
Hauptwettbewerbern zwischen 4-5%. Jedoch ist darauf hinzuweisen, dass die-
se Umsatzverluste überwiegend durch Kanibalisierungseffekte, der bereits im 
Stadtgebiet Ludwigshafen ansässigen Filialen des Anbieters TEDI umverteilt 
werden. Aufgrund der Sortimentsvielfalt verteilen sich die Auswirkungen auf die 
in der Innenstadt ansässigen Fachgeschäfte auf zahlreiche Betriebe, sodass 
keine Marktaustritte von Fachgeschäften zu erwarten sind. 
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Bezüglich der formalen Prüfkriterien des LEP IV (Landesentwicklungspro-
gramm) kommt der Gutachter zu dem Ergebnis, dass die Nutzungen keine gra-
vierenden Wirkungen auf Ludwigshafen und die Umlandkommunen haben wer-
den (Nichtbeeinträchtigungsgebot). Das Vorhaben dient in erster Linie der Si-
cherung der Nahversorgung im Ludwigshafener Stadtteil Süd. 
Das städtebauliche Integrationsgebot wird derzeit formell nicht erfüllt, da sich 
die Knollstraße außerhalb eines zentralen Versorgungsbereiches im Sinne des 
BauGB befindet. Jedoch ist der Standort hinsichtlich der Umfeldnutzung (aus-
gedehnte Wohngebiete) perspektivisch als Nahversorgungsstandort insbeson-
dere für die westlich der Saarlandstraße gelegenen Wohngebiete geeignet. Der 
Standort könnte nach Einschätzung des Gutachters die bereits bestehenden 
Nahversorgungsstrukturen im Ludwigshafener Stadtteil Süd sinnvoll ergänzen 
und die Nahversorgungssituation in diesem Stadtteil langfristig sichern. 
 
 
6.2. Bodenschutz 

Die Gesellschaft für Angewandte Geowissenschaften mbH (Geonorm) hat für 
das Bebauungsplangebiet eine historische Erkundung (Projekt-Nr. 20107681d2 
vom 28.04.10), eine orientierende umwelt-/abfalltechnische Bodenuntersuchung 
(Projekt-Nr. 20107681d2 vom 25.02.10) sowie eine Eingrenzung des Belas-
tungsbereiches "RKS 5" (Projekt-Nr. 20107681d2 vom 23.04.10) erstellt. 
 
Im Ergebnis bleibt festzustellen, dass die Bereiche, die bebaut waren bzw. sind 
und auf denen gewerbliche Aktivitäten mit Umweltrelevanz anzunehmen waren, 
im Rahmen der ausgeführten Untersuchungen mittels Rammkernsondierungen 
erfasst wurden. 
Mit der geplanten gewerblichen Umnutzung der Vorhabenfläche geht eine voll-
ständige Überprägung (flächenhafte Anschüttung, Versiegelung und Bebauung) 
einher und somit wird eine Gefährdung des Grundwassers über den Wirkungs-
pfad Boden � Grundwasser, ausgehend von den Auffüllungen auf dem Vorha-
bengelände, vom Gutachter nicht festgestellt bzw. gesehen. Eine Überschrei-
tung der nutzungsabhängigen Prüfwerte der BBodSchV für den Wirkungspfad 
Boden � Mensch wurde ebenfalls nicht nachgewiesen bzw. gesehen. 
Eine bei der Rammkernsondierung im Untergrund erbohrte teerhaltige Dach-
pappe (RKS 5) wurde zwischenzeitlich geborgen und wird ordnungsgemäß ent-
sorgt. 
Eine Kennzeichnung gem. § 9 (5) Nr. 3 BauGB ist nicht erforderlich. 
 
 
6.3. Geräuschemissionen/-immissionen 

Die TÜV Süd Industrie Service GmbH hat ein Gutachten (Nr. L 6784 vom 
15.03.10, ergänzt durch Stellungnahme Nr. L 6784-A vom 10.06.10) über die zu 
erwartenden Geräuschbelastungen durch die geplante Erweiterung des Nah-
versorgungszentrums in der Knollstraße erstellt. 
 
Zur Berechnung der Geräuschbelastung wurde dabei von 1.200 Pkw (=2.400 
Parkbewegungen) sowie insgesamt 11 Lkw für die Andienung der Märkte zu-
grunde gelegt. Die Annahme wurde auch durch das Gutachten der GMA (vgl. 
Kapitel 6.1) aus Handelsperspektive bestätigt. Untersucht wurden die Auswir-
kungen an 5 Immissionsorten der benachbarten Wohn- bzw. Wohn- und Ge-
schäftshäuser. Der Bereich mit den Immissionsorten IP 1, IP 2 und IP 5 wird in 
dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 334 „Bleichstraße“ als Mischgebiet 
(MI) ausgewiesen. Für den Bereich mit den Immissionsorten IP 3 und IP 4 liegt 
kein rechtsverbindlicher Bebauungsplan vor. In Anbetracht der tatsächlichen 
Nutzung können für die Wohnhäuser IP 3 und IP 4 südlich der Knollstraße die 
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Richtwerte nach TA-Lärm für allgemeines Wohngebiet (WA) herangezogen 
werden. 
 
Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass an den untersuchten Immissions-
orten IP1 bis IP4 die jeweils zulässigen Tages-Richtwerte nach TA–Lärm von 
der Zusatzbelastung durch das geplante Nahversorgungszentrum im Plan-
Zustand um mindestens 1 dB(A) unterschritten werden. Dabei stellen die Pkw-
Parkvorgänge auf dem Parkplatz die pegelbestimmenden Geräuschquellen dar. 
Die kurzzeitigen Geräuschspitzen durch verschiedene Impulsvorgänge auf dem 
Gelände des Nahversorgungszentrums übersteigen die maßgeblichen Immissi-
onsrichtwerte tagsüber um bis zu 26 dB(A), wobei die Richtwerte der TA-Lärm 
am Tag um bis zu 30 dB(A) überschritten werden dürfen. 
An den Bürofenstern auf der Westfassade im rückwärtigen nördlichen Bereich 
des Wohn- und Geschäftshauses Knollstraße 4-6 (IP 5) wird durch die Andie-
nung des seit 2004 im Betrieb befindlichen Netto-Marktes (ehemals PLUS) der 
Tagesrichtwert nach TA-Lärm rechnerisch um 5 dB(A) überschritten. Durch eine 
Einhausung der Andienungszone des Netto-Marktes könnten die Immissionen 
an dem rückwärtigen nördlichen Bereich des Wohn- und Geschäftshauses 
Knollstraße 4-6 (IP 5) auf ein zulässiges Maß reduziert werden. Die Geräusche 
durch die Andienung der neuen geplanten Ladengeschäfte (DM, TEDI, Fress-
napf) sind an dem IP 5 mit einem Anteil unter 35 dB(A) als nicht relevant im 
Sinne der TA-Lärm einzustufen. 
 
Im Bebauungsplan werden jedoch keine aktive Schallschutzmaßnahmen 
(Einhausung der Anlieferzone des Netto-Marktes) festgesetzt, da der Netto-
Markt ein bestehender Markt ist, der bereits seit mehreren Jahren (zunächst als 
Plus-Markt) in Betrieb ist und bei dem es bislang keinerlei Nachbarschaftsbe-
schwerden gegeben hat und somit in der Praxis davon ausgegangen werden 
kann, dass der Lärm, der von der Anlieferung ausgeht, nicht als störend emp-
funden wird. Weiterhin existiert unmittelbar neben der Netto-Markt-Anlieferung 
auf dem Nachbargrundstück (Wohn- und Geschäftshaus Knollstraße 4-6, 
gleichzeitig Immissionsort) ebenfalls eine Anlieferzone und auch in diesem Zu-
sammenhang sind keine Probleme bekannt. Zudem wurden bereits beim Bau-
genehmigungsverfahren zum Plus-/Netto-Markt die Nachbarn beteiligt, die 
durch Unterschrift der Planung zugestimmt haben.  
Sollte es zukünftig zu Beschwerden kommen, werden diese im üblichen Verfah-
ren durch die Gewerbeaufsicht untersucht und ggf. muss dann eine Einhausung 
des Anlieferbereichs erfolgen. 
 
Die vom Gutachter vorgeschlagenen Schallschutzmaßnahmen zur Reduzierung 
der Geräuschemissionen von Lüftungs-, Kälte- und Heizungsanlagen werden 
im Bebauungsplan festgesetzt, Reglementierungen zu Ladenöffnungs- und An-
lieferzeiten sollen, da sie nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden können, 
im Durchführungsvertrag zu diesem Bebauungsplan geregelt werden. 
 
Die Geräuschbelastung durch den anlagenbezogenen Verkehr des geplanten 
Vorhabens auf der Knollstraße an den Wohnhäusern IP 3 und IP 4 (Knollstraße 
9 + 17) liegt um 2 dB(A) unterhalb des Immissionsgrenzwertes nach der Ver-
kehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV), weshalb keine organisatorischen 
Maßnahmen zur Minderung der Verkehrsgeräusche auf den öffentlichen Stra-
ßen erforderlich sind. 
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6.4. Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke sowie wesentliche Auswirkungen der Planung gem. § 13a 
(3) Nr. 2 BauGB 

Im Zeitraum vom 12.05.10 bis einschließlich 26.05.10 hatte die Öffentlichkeit 
die Gelegenheit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie wesentliche 
Auswirkungen der Planung zu informieren. 
Im Rahmen dieses Verfahrensschrittes wurden keine Anregungen geäußert: 
 
 
 
 
7. UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

7.1. Bodenordnung 

Eine Bodenordnung nach §§ 45 ff. BauGB ist nicht erforderlich. 
 
 
7.2. Durchführungsvertrag 

Mit der Vorhabenträgerin wird ein Durchführungsvertrag im Sinne § 12 (1) 
BauGB abgeschlossen, in dem sie sich u.a. verpflichtet, das Vorhaben inner-
halb einer bestimmten Frist zu realisieren. Eine gegenüber dem Bebauungsplan 
schuldhaft abweichenden Bauausführung bzw. Nichteinhaltung der Regelungen 
des Durchführungsvertrages wird mit einer Vertragsstrafe sanktioniert. 
 
 
7.3. Kosten 

Alle anfallenden Kosten des Vorhabens (insbesondere Planung, notwendige 
Gutachten, Vermessung, Hoch- und Tiefbau) werden von der Vorhabenträgerin 
übernommen.  
 
Neben dem Durchführungsvertrag wurde auch ein Kooperationsvertrag zum 
Bebauungsplan Nr. 630 „Nahversorgung Knollstrasse“ abgeschlossen, in wel-
chem die Kostenübernahme für die von der Stadt zu erbringenden Planungs-
leistungen und die Kostenerstattung des Verwaltungsaufwandes geregelt wur-
de. 
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8. ANLAGEN 

8.1. Übersicht des Geltungsbereiches 

 
ohne Maßstab 
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8.2. Entwurf Vorhaben- und Erschließungsplan 

 

 
ohne Maßstab 
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ohne Maßstab 
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8.3. Bebauungsplanentwurf 

 

 
ohne Maßstab 
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